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A│ AUSGANGSLAGE
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Wie können Kommunen die Entwicklung eines Ortskerns städtebaurechtlich beeinflussen?

• innerörtliche Entwicklung ist ein wesentliches Anliegen der Stadtentwicklung (§ 1 Abs. 6
Nr. 4 BauGB)

• umfasst insbesondere die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche

 haben vielfältige städtebauliche Funktionen mit hoher Bedeutung für die Urbanität
insgesamt sowie im Besonderen für die auf unterschiedliche Leistungen des Einzelhandels
und der Dienstleistungen ausgerichteten Versorgungsfunktionen und die verbrauchernahe
Versorgung der Bevölkerung

• Städtebaurechtliche Instrumente können günstige Rahmenbedingungen schaffen und
Entwicklung steuern

• Rechtliche Einflussnahme auf die Entwicklung und Nutzung von Grundeigentum aber
nur und insoweit möglich, wie die Gesetze dies zulassen (Vorbehalt des Gesetzes)
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B│  BEBAUUNGSPLAN
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Steuerung der zulässigen Nutzungen durch Bebauungsplan

• Reglementierung der zulässigen Art der baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

 grundsätzlich durch Festsetzung von Baugebieten

 Differenzierung nach § 1 Abs. 5 bis 10 BauNVO

 Feindifferenzierung nach § 1 Abs. 9 BauNVO möglich: Steuerung der Zulässigkeit von
„Unterarten“ der in Baugebieten zulässigen Arten von Nutzungen

 horizontale und vertikale Gliederung der Nutzungen innerhalb eines Baugebiets

 planerische Steuerung der Nutzungsmischung (Mindestanteile gewisser Nutzungen:
möglich aber nur in MU, MK und WB, vgl. Absatz 4 der jeweiligen BauNVO-Vorschrift)



B│  BEBAUUNGSPLAN
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Können bestimmte ungewollte Nutzungen verhindert werden?

• Ausschluss bestimmter spezieller Nutzungen nach § 1 Abs. 9 BauNVO generell möglich

• Allerdings:

 Nutzungsart muss umschrieben und von anderen Unterarten ausreichend abgegrenzt
werden können

 Anlagentyp muss in der sozialen und ökonomischen Realität bereits vorhanden sein

o Ausschluss von Dönerläden, Barbershops, Nagelstudios?

o Denkbar z.B. Abgrenzung zwischen Full-Service- und Quick-Service-Gastronomie (Schnellimbisse)

 Wenn eine zulässige Unterart bestimmt werden kann, müssen für den Ausschluss
hinreichende städtebauliche Gründe angeführt werden können



B│  BEBAUUNGSPLAN
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Informelle städtebauliche Planungen, § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB

• zeigen Zielvorstellungen für den Gesamtbereich gemeindlicher Tätigkeiten oder für
Teilbereiche auf und stimmen diese aufeinander ab.

• dienen der Vorbereitung formeller Planungen oder sonstiger Maßnahmen im Sinne
des BauGB, insbesondere durch Einbeziehung der Öffentlichkeit, aber auch in der
Steuerung von städtebaulichen Maßnahmen sowie in der internen Bindungswirkung

 Bsp.: Stadt- bzw. Innenstadtentwicklungskonzepte; Einzelhandelskonzepte

• keine rechtlich verbindliche Außenwirkung

• dienen als Begründungshilfe bzw. als Abwägungsmaterial
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C│  VORKAUFSRECHTE
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Grunderwerb als Mittel zur Einflussnahme auf die Entwicklung von Innenstädten

• Vorkaufsrechte bieten einer Kommune auch in Bezug auf den Erhalt und die
Entwicklung bestimmter Nutzungsstrukturen Einflussmöglichkeiten.

• Kommune wird es möglich, unmittelbar auf die Verwirklichung der von ihr festgelegten
städtebaulichen Aufgaben im Gebiet Einfluss zu nehmen

• Vorkaufsrechte müssen dem Wohl der Allgemeinheit dienen

• nicht zur bloßen Bodenbevorratung



C│  VORKAUFSRECHTE
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Wann besteht ein Vorkaufsrecht?

• Neben den gesetzlichen Vorkaufsrechten (§ 24 BauGB), die in bebauten Ortszentren kaum
eine Rolle spielen, kann die Gemeinde nach § 25 Abs. S. 1 Nr. 2 BauGB durch Satzung
Vorkaufsrechte an bebauten Grundstücken begründen:

 Gemeinde muss auf den Flächen städtebauliche Maßnahmen in Betracht ziehen

 Städtebauliche Maßnahme?

o keine förmliche Planung erforderlich (z.B. Stadtentwicklungskonzept genügend)

o aber konkrete städtebaulichen Vorstellungen

o Entwicklungsabsicht muss erkennbar und spätestens bei Beschluss der
Vorkaufssatzung dokumentiert sein (z.B. Begründung Vorkaufssatzung)



C│  VORKAUFSRECHTE
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Wichtige Punkte

• Vorkaufsrecht kann nicht ausgeübt werden, wenn das Grundstück bereits
entsprechend den Zielen und Zwecken der städtebaulichen Maßnahme bebaut ist und
genutzt wird (§ 26 Nr. 4 BauGB)

• Käufer kann Vorkaufsrecht abwenden, wenn er sich zur Umsetzung der
städtebaulichen Ziele verpflichtet (§ 27 BauGB)

 Voraussetzung: Verwendung des Grundstücks muss nach den Zielen und Zwecken
der städtebaulichen Maßnahme bestimmt oder mit ausreichender Sicherheit
bestimmbar sein

 Praxis: Abschluss von Abwendungsvereinbarungen zwischen Kommune und Käufer
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D│STÄDTEBAULICHES SANIERUNGSRECHT
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Vorliegen städtebaulicher Missstände als Grundvoraussetzung

• Insbesondere Funktionsschwächensanierung:

• Städtebauliche Missstände liegen vor, wenn das Gebiet in der Erfüllung der
Aufgaben erheblich beeinträchtigt ist, die ihm nach seiner Lage und Funktion
obliegen (§ 136 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 BauGB).

• Es kommen Aufgaben in Frage, die das Gebiet bereits erfüllt oder nach seinen
objektiven Rahmenbedingungen (z.B. Stadtentwicklungskonzept) erfüllen sollte.

• Missstände im Zuge vorbereitender Untersuchungen zu ermitteln (Teil der
Vorbereitung der Sanierung).



D│STÄDTEBAULICHES SANIERUNGSRECHT
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Vorteile des Sanierungsrechts

• gebündelte, in sich stimmige Steuerung von Maßnahmen für ein Gebiet

• besondere Eingriffsrechte der Kommune (Genehmigungspflichten, Vorkaufsrechte)

• staatliche Fördermöglichkeiten

• Wertsteigerung von Immobilien

• steuerliche Vorteile für Eigentümer bei Modernisierungs- und Instandsetzungskosten

• Verbesserung sozialer und wirtschaftlicher Strukturen

• Abschöpfung der durch die Sanierung entstehenden Bodenwertsteigerungen
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E│ERHALTUNGSSATZUNG
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Einflussmöglichkeiten über städtebauliche Erhaltungssatzungen nach § 172 BauGB ?

• Städtebauliche Erhaltungsrecht erlaubt Kommunen durch Bebauungsplan oder durch
sonstige Satzung, Regelungen über die Erhaltung baulicher Anlagen zu treffen.

• In Erhaltungsgebieten hat die Kommune ein besonderes Mitspracherecht: Neubau,
Rückbau, Änderung und Nutzungsänderung baulicher Anlagen bedürfen Genehmigung

• Instrument der Erhaltungssatzung bietet aber nicht die Möglichkeit, Nutzungen zu
verhindern, die nicht optisch wahrnehmbar sind und nicht auf bauliche Gegebenheiten
gerichtet sind, die für die städtebauliche Gestalt eines Gebiets bedeutsam sind.

• Erhaltungsrecht kaum geeignetes Mittel zur Steuerung der Entwicklung von Ortskernen
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F│STRAßENVERKEHRSRECHT UND STRAßENRECHT
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Unterstützung städtebaulicher Entwicklung durch straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen

 Straßenverkehrsbehörden können „zur Unterstützung einer geordneten städte-
baulichen Entwicklung“ straßenverkehrsrechtliche Anordnungen treffen (§ 45 Abs.
1b Satz 1 Nr. 5 Alt. 2 StVO)

 Verkehrsbehörden unterstützen planende Aufgaben

 keine Gefahr erforderlich (wie sonst bei verkehrsrechtlichen Anordnungen)

 Anordnung setzt ein städtebauliches Verkehrskonzept der Gemeinde voraus

 Bsp.: Beschränkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten



F│STRAßENVERKEHRSRECHT UND STRAßENRECHT
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Unterstützung städtebaulicher Entwicklung durch straßenrechtliche Maßnahmen

 Durch Beschränkungen der straßenrechtlichen Widmung können die Straßenbaulast-
träger für faktische Verkehrsberuhigungen sorgen.

 Bsp.:

 Lineare oder
flächige Modalfilter

Flächiger Modalfilter
in Berlin
(© SenUMVK)
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Unterstützung städtebaulicher Entwicklung durch straßenrechtliche Maßnahmen

 Teileinziehung bei flächigen Sperren

o nachträgliche Beschränkung der Widmung von Straßen/Plätzen auf
bestimmte Benutzungsarten, Benutzungskreise oder Benutzungszwecke

o Ziele:

 Verkehrsberuhigung, Verbesserung der Aufenthaltsqualität und des Wohnumfelds

 Stärkung der urbanen Funktion der Innenstadtlage, Förderung des geschäftlichen
kulturellen und geselligen Lebens in der Innenstadt

 Schaffung eines Lebensraums für ein ungestörtes Einkaufserlebnis, für Erholung und
Kommunikation
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G│FAZIT
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• Städtebaurecht bietet vielfältige Möglichkeiten zur Steuerung der Entwicklung von
Ortskernen

• Maßnahmen zur Schaffung und Verbesserung günstiger Rahmenbedingungen

• Aktive kommunale Möglichkeiten vor allem durch Bebauungsplan und über
Gestaltungsmöglichkeiten aufgrund von Grunderwerb

 Möglichkeiten durch Bebauungsplan aber durch die begrenzt zur Verfügung
stehenden Rechtsgrundlagen eingeschränkt

 Vorkaufsrechte durch das Erfordernis eines Verkaufsfalles und den Vorbehalt der
Haushaltsmittel eingeschränkt
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